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GESAMTARBEITSVERTRAG

Zwischen den Verlragspaftnern

- Bauwerk Parkett AG, St. Margrethen

einerseits

und

- Gewerkschaft UNIA

- Syna

andererseits

ist folgend er Gesamta rbeitsverlrag verein b a 11 word en :

I. GELTUNGSBEREICH

1. GELTUNGSBEREICH

1.1 Nachstehender Gesamtarbeitsvertrag gilt für die Bauwerk Parkett AG St.
Margrethen,

1.2 Er findet Anwendung auf die Arbeitsverhältnisse zwischen der Firma Bauwerk
Parkett AG, St. Margrethen und den angehörenden gelernten, angelernten und
ungelernten Arbeitnehmenden.

1.3 Von diesem Vertrag ausgenommen sind das kaufmännische Personal, Mitar-
beitende in leitenden Funktionen wie Betriebsleiter, Werk- und Platzmeister
sowie Lehrlinge im Sinne des Bundesgesetzes über die Berufsbildung vom
19.4.1978.



il.

.l
L

a-z-

ALLGEMEINE ARBEITSBEDINGUNGEN

ALLGEMEI N E ARBEITSBEDI NGU NGEN

2.1 Grundsatz

2.11 Die Mitarbeitenden sínd verpflichtet, die lnteressen der Firma nach bestem
Wissen und Gewissen zu wahren und mit il-rren Vorgesetzten und den weiteren
Mitarbeitenden stets loyal zusammenzuarbeiten.

2.12 Sie haben Arbeitsgeräte, Maschinen, technische Einrichtungen und Anlagen
sowie Fahrzeuge der Firma fachgerecht zLr bedienen u¡nd diese, sowie weiteres
Material, das ihnen zur Ausführung der Arbeit zur Vefügung gestellt wird, sorg-
fältig zu behandeln, zu pflegen und für den er-forderlichen Unterhalt zu sorgen.

2.13 Fuma und Mitarbeitende sind bestrebt, alle Probleme, die das Arbeitsverhältnis
betreflen, in gegenseitigem Einvernehmen zu lösen.

2.2 Ausschlr-¡ss von Nebenbeschäftiqunqen

2.21 Die Mitarbeitenden widmen ihre volle Arbeitskraft der Firma. Bezahlte Neben-
beschäftigungen dûrfen sie nur mit schriftlicher Zustimmung der Firma aus-

üben.

2.22 Vor der Kandidatur für ein öffentliches Amt ist die Firma zu informieren. FÜr die

durch dieses Amt erJorderlichen Absenzen während der Arbeitszeit wird zu die-

sem Zeitpunkt eine besondere Vereinbarung zwischen den Mitarbeitenden und

der Firma getrofien, welche die Kompensation regelt.

2.3

2.31 Die Mitarbeitenden unterstützen die Wirtschaftlichkeit ihres Arbeitsplatzes und

der Firma, soweit sie darauf Einfluss ausüben können. Sie haben alles zu un-

ternehmen, was geeignet ist, Unfälle zu verhüten und Schäden jeglicher Art zu

vorzubeugen.

2.32 Sie haben die allgemeinen Anordnungen der Firma und die ihnen von ihren

Vorgesetzen erteilten besonderen Weisungen zu befolgen.

2.33 Die Firma unternimmt alles, um die Gesundheit und Sicherheit der Mitarbeiten-
den zu schützen. Sie wird in diesem Zusammenhang die Mitarbeitenden perio-

disch über ergriffene Massnahmen orientieren und ihnen behördlich angeord-

nete Kontrollen und Messungen bekanntgeben.

Die Mitarbeitenden ihrerseits unterstützen die Firma bei der Anwendung der zu

ergreifenden Massnahmen. Sie befolgen die Instruktionen und benützen die

Vorrichtungen für die Gesundheit und Sicherheit in korrekter Weise.
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2.4 Rechte an Erfindunqen und anderen immaterieilen Gütern

2.41 Zum Pflichtenkreis aller Mitarbeitenden gehört unter anderem auch die Mitar-
beit an Entwicklungen, Verbesserungen und Erfindungen.

2.42 Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, cler Firma unverzüglich von Erfindungen,
Entdeckungen usw. Mitteilung zu machen. Der Firma gehören, unabhängíg von
deren Schutzwürdigkeit, alle von Mitarbeitenden gemachten Erfindungen, Ent-
deckungen u.a., welche das Tätigkeitsgebiet der Firma in irgendeiner Weise
berühren oder die auf betrieblichen Erfahrungen, Vorarbeiten oder sonstigen
Anregungen beruhen. Der Anspruch auf Erfindernennung bleibt vorbehalten.
Was die Entschädigung der Mitarbeitenden betrifft, gelten die gesetzlichen Be-
stimmungen.

2.43 An Mustern und Modellen sowie an Werken in Fachliteratur usw., die die Mitar-
beitenden bei Ausubung ihrer betrieblichen Tätigkeit oder aufgrund von Vorar-
beíten oder sonstigen Anregungen der Firma entwerfen oder ausarbeiten, steht
dieser das Urheberrecht mit all seinen Teilrechten zu. Die Firma hat das aus-
schliessliche Recht zu Vervielfältigung und Verbreitung des Werkes in unabge-
änderter oder abgeänderter Form, mit beliebigen Mitteln, in der Schweiz und
anderswo, wobei die Firma den Namen der jeweÌligen Mitarbeitenden nennt.

2.44 Die Firma leistet im Rahmen eines Reglements über das betriebliche Vor-
schlagswesen für ldeen, Vorschläge und Leistungen, welche fur die Firma von
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung sind und ausserhalb dessen stehen, was
nach Stellung und Aufgabe von den Mitarbeitenden en¡,¡artet werden kann, eine
besondere Vergütung.

2.45 Eúindungen von Mitarbeitenden ausserhalb des Tätigkeitsgebietes der Firma
gehören ohne jede Einschränkung den Mitarbeitenden.

2.5 Geheimhaltung

2.51 Die Mitarbeitenden dürfen die ihnen bekannt gewordenen Geschäfts- uncl Be-
triebsgeheimnisse sowohl während des Arbeitsverhältnisses als auch nach
dessen Auflösung weder selbst auswerten noch irgend jemandem mitteilen.
Diese Geheimhaltungspflicht gilt auch gegenüber Familienangehörigen.

2.52 UnIer diese Schweige- und Geheimhaltungspflicht fallen insbesondere säm¡i-
che Geschäftsbeziehungen, Kundenadressen, Fabrikations- und Montagever-
fahren, Einrichtungen, Arbeitsabläufe, Versuche, Dokumente, Zeichnungen
oder Fotografien, Akten, Korrespondenzen, Software u.a., die ausschliessiich
Eigentum der Firma sind, gleichgultig ob diese von den Mitarbeitenden angefer-
tigt wurden oder nicht. Den Mitarbeitenden ist jede Anfertigung oder Aneignung
von Originalen, Kopien, Daten, Ton- und Bilddokumentation zu privaten Zwe-
cken untersaqt.
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2.53 Das obenerwähnte Material ist stets sorgfältig aufzubewahren, möglichst unter
Verschluss zu halten und der Firma auf Verlangen jederzeit auszuhändigen.
Bei BeendigLrng des Arbeitsverhältnisses ist dieses Material der Firma unaufge-
forded und vollständig zurückzuerstatten.

2.54 Über die eigenen arbeitsvertraglichen AbmachLrngen, insbesondere über die
persönlichen Bezüge sowie über das Einkommen anderer, ist absolutes Still-
schweigen zu bewahren. GegenLrber Berufsverbänden ist die Firma zL¡r Erlei-
lung von Auskünften bereit, sofern die Mitarbeitenden dies wünschen.

2.55 Verletzen Mitarbeitende ihre Schweige- und Geheimhaltungspflicht, so haften
sie der Firma nach den gesetzlichen Bestimmungen; ausserdem bleibt die
Pflicht zur Geheimhaltung in jedem Fall bestehen.

2.6 Publikationen und Vofträqe

Das Recht auf Veröffentlichungen úber die Firma und deren Arbeiten und Ein-

richtungen sowie über die damit zusammenhängenden Probleme steht der Fir-

ma allein zu. Publikationen, Zeitungsartikel, Vorträge und dergleichen dürfen
erst dann veröffentlicht werden, wenn dÌes die Firma gutheisst.

2.7 Verbot der Annahme von Geschenken

Den Mitarbeitenden ist es ohne Zustimmung der Firma untersagt, von Lieferan-
ten, Kurnden oder Drittpersonen in oder ausserhalb der Firma Geschenke, Pro-
visionen ocler andere Vorteile für sich selbst unmittelbar oder mittelbar a) ve:r
langen, sich versprechen zu lassen oder anzunehmen. Andererseits haben sie
selbst jede aktive Bestechung und unlautere Wettbewerbshandlungen zu unter-
tassen.

Sämtliche dennoch gewährten sowie alle anderen Vorteile und Geschenke ste-
hen der Firma zu, auch wenn sie an die einzelnen Mitarbeitenden gerichtet
sind.

2.8 Vereinsfreiheit

Den Mitarbeitenden dürfen aus der Zugehörigkeit zu einem Verein oder einer
Partei kein Nachteil erwachsen. Der Firma darf dadurch kein direkter oder indi-
rekter Schaden entstehen. Die Firma hat dabei den von ihr geltend gemachten
Schaden zu beweisen.
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3. LOHN, LOHNREVISIONEN UND KINDERZULAGEN

3.1 Lohnzahlunqen (Grundlohn, Zusatzleistlrnqen, usw.'t

3.11 Der Brutto-Grundlohn ist der mit den Mitarbeitenden vereinbarte feste monafli-
che Basislohn sowie allfälligen Verkaufsprovisionen und Schichtzulagen (vor
gesetzlich vorgeschriebenen und vertraglichen Abzügen), wie es in der Regel
im Anstellungsveftrag (Ztff .3) beir¡ Eintritt in die Firma bestätigt wird.

ln besonderen Fällen kann ein Siundenlohn vereinbart werden. Der Brutto-
Grundlohn entspricht in diesen Fällen dem vertraglich vereinbarten Brutto-
Stundenlohn ohne Zuschläge, multiplizierl mit der Anzahl effektiv gearbeiteter
Stunden.

3.12 Die Auszahlung des Brutto-Grundlohnes erfolgt ohne andere Abmachung jähr-
lich zwölfmal, spätestens am Ende jeden Monats, gekürzt um die gesetzlich
vorgeschriebenen und vertraglichen Abzuge (= Netto-Grundlohn). Der jährliche
Netto-Grundlohn entspricht der Summe der zwölf monatlichen Netto-
Grundlöhne

3.13 Allfällige Zulagen wie Provisionen, Schichtzulagen usw. werden gleichzeitig
ausbezahlt. Kinder- u nd Ausbildu ngszulagen sind in ZifÍ. 3. 3 geregelt.

3.14 Die Mitarbeitenden erhalten spätestens Mitte Dezember eine Zusatzleistung in
der Höhe eines monatlichen Basislohnes (13. Monatslohn) ausbezahlt (Abzüge
s. Ziff .3.16). Hat das Anstellungsverhältnis noch kein ganzes Jahr gedaued, so
erfolgt die Auszahlung pro rata temporis.

3.15 Bei Vorliegen entsprechender Vereinbarungen über leistungsbezogene prä-
mien entscheidet die Firma unter Berucksicl-rtigung der festgelegten Kriterien
endgultig über deren Auszahlung bzw. Höhe (Abzüge s. ziff .3.16).

3.16 Alle Lohnzahlungen werden um die Beitragsanteile der Mitarbeitenden an die
gesetzlich vorgeschriebenen Sozialversicherungen wie AHV, lV, EO, ALV sowie
UVG (NBU) und BVG usw. gekürzt.

Über die Lohnzahlungen hinaus leistet die Firr¡a Beiträge an die gesetzlich
vorgeschriebene und allfällig vertragliche sozialversicherung.

3.17 Sind die Mitarbeitenden gemäss separater, schriftlicher Vereinbarung in die
freiwilligen Sozialversicherungen (gemäss Ziff .7.22) aufgenommen, so wird der
Brutto-Grundlohn Øiff. 3.11 und 3.14), in der Regel aber nicht die übrigen
Lohnzahlungen, um die vereinbarten Prämienanteile (Ztff .7.23) gekûrzt.

3.18 Bei Todesfall von Mitarbeitenden im 1.-5. Dienstjahr bezahlt clie Firma den mo-
natlichen Netto-Grundlohn (gem. Ztff .3.12) fur einen weiteren Monat und ab 6.
Dienstjahr für zweí weitere Monate, gerechnet vom Todestag an, den Hinter-
bliebenen, denen gegenüber verstorbene Mitarbeitende eine Unterstutzungs-
pflicht erfullt hatten (Eheparlner, minderjährige Kinder, oder bei Fehlen, ande-
ren nachweislich unterstützten personen).



-6-

3.19 Lohnforderungen und Entschädigungsansprüche irgendwelcher Aft dürfen we-
der abgetreten noch verpfändet werden. Eine Ausnahme bildet die Sicherung
fam il ien rechtliche r U nterh alts- u nd U nterstützu n gsverpflichtu n ge n.

Die Lohnzahlungen erfolgen bargeldlos auf ein persönliches Konto der
Mitarbeitenden.

3.20 Die Firma kann den Mitarbeitenden Dienstaltersgeschenke gemäss interner
Regelung ausrichten.

3.2 Lohnrevisionen

Fur sämtliche Lohnrevisionen gilt der Grundsatz des Leistungslohnes. Revisio-
nen des Grundlohnes werden grundsätzlich einmal pro Jahr, nämlich im
l. Quartal für das nächste Geschäftsjahr (April bis März), durchgefühd und im
Anhang Ziff . 1 und 2 festgehalten. Dabei werden im Rahmen der Möglichkeiten
der Firma auch die Teuerung und die Firmentreue mitberücksichtigt.

3.3 Kinder- und Ausbildunqszlrlaqen

Die Höhe der Zulage richtet sich nach den kantonalrechtlichen Vorschriften. Die
Kinderzulage wird bis zur Vollendung des 16. Altersjahres, diejenige fúr Kinder
über 16 Jahre, die sich in Ausbildung befinden und nicht erwerbstätig sind, bis
zur Vollendung des 25. Altersjahres ausgerichtet.

3.4 Versetzunqen

3.41 Mitarbeitende, deren Gesundheit aufgrund ihrer Tätigkeit dauernd gefährdet
,^,i.J h^'.^^vvr\r, rducr Anspruch auf Zuweisung einer anderen Arbeit, soweit hierzu in der
Firma eine Möglichkeit besteht.

3.42 Bei Versetzungen infolge betrieblicher und organisatorischer Umstellungen
oder wegen des Gesundheitszustandes der betreffenden Mitarbeitenden auf
^i^^^ +i^r^' einqestuften Arbeitsplatz bleibt der Lohn während mindestens dreicil lct ¡ Ltut ut t

Monaten unveränder1. Sollte es in der Zwischenzeit nicht möglich sein, den
betreffenden Mitarbeitenden eÍne ihrer bisherigen Tätigkeit gleichwertige Funk-
tion zu übertragen, suchen die Vertragspartner gemeinsam eine andere Lö-
sung.

3.43 Bei Versetzungen auf einen höher eingestuften Arbeitsplatz oder bei höherer
Beweftung des gleichen Arbeitsplatzes er-folgt die Anpassung des Grundlohnes
spätestens auf den nächsten 1. Januar.
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3.5 Berufskleider und Gebrauchsqeqenstände

Die Firma kann leihweise Berufskleider und andere Gebrauchsgegenstände zur
Verfügung stellen. Diese müssen sorgfältig behandelt und dürlen nicht für pri-
vate Zwecke qenutzt werden.

3.6 Spesenentschädigunq

4

Die Firma entschädigt die Mitarbeitenden
übung ihrer Tätigkeit für die Firma effektiv
folgt in der Regel bargeldlos im folgenden
Vorgesetzten vis ie¡1en Zusammenstellu n g.
gelt die Details.

ARB EITSZEITREG ELU N G

für die Spesen, die ihnen in Aus-
entstanden sind. Die Vergütung er-
Kalendermonat aufgrund einer vom
Ein separates Spesenreglement re-

4.1 Arbeitszeit

4.11 Die wöchentliche Normalarbeitszeit ist im Anhang Ziff .3 oder im Arbeitszeitreg-
lement geregelt.

4.12 lt|itarbeitende und Firma können vereinbaren, dass innerhalb einer bestimmten,
maximal 12 Monate dauernden Periode diese Arbeitszeit durchschnittlich gelten
soll.

ln Betrieben mit erheblichen saisonalen Schwankungen ist die Erhöhung der
Bandbreite zulässig. Eine entsprechende Regelung wird mit den betrefienden
Mitarbeitenden abgesprochen und sodann zwlschen den Vedragspartnern, ver-
treten durch deren regionale Sektion bzw, die Geschäftsleitung des betreffen-
den Betriebes, in einem separaten Anhang vereinbart.

Die wöchentliche Arbeitszeit darf jedenfalls nicht über 48 und, vorbehältlich des
Bezugs von Kompensationstagen, nicht unter 36 Stunden pro Woche liegen.
Unterschreitet sie 36 Stunden, kann die Firma vom Mitarbeitenden keinen Aus- ':
gleich verlangen. Überschreitet sie 4B Stunden, gelten die Mehrstunden als
Überstunden. Auf die nächste Periode können höchstens die Stunden der wö-
chentlichen Arbeitszeit als Mehr- oder Minderstunden übefiragen werden. Zu-"
sätzliche Minderstunden müssen nicht ausgeglichen werde-q, zusätzliche Mehr-
stunden gelten als Überstunden.

Notwendige Abweichungen von der normalen wöchentlichen Arbeitszeit sind
mindestens eine Woche im voraus bekanntzugeben. Die Lohnzahlung erfolgt
gleichmässig auf der Basis der normalen wöchentlichen Arbeitszeit.

4.13 Die monatliche Sollarbeitszeit basiert auf der wöchentlichen Normalarbeitszeit
(Ztff .4.'11). Darin sind die auf den Sonntagen gleichgestellten Feiedage fallen-
den Arbeitsstu nden berücksichtiqt.
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4.2 Überzeit, Nacht- und Sonntaqsarbeit, Schichtarbeit

4.21 Die Mitarbeitenclen sind wenn nötig zur Leistung von Überzeit, Nacht- und

Sonntagsarbeit verpflichtet, sofern sie diese zu leisten vermögen und sie ihnen

nach Treu und Glauben zugemutet werden kann.

4.22 Als Uberzeit gelten ausschliesslich die vom Vorgesetzten angeordneten Ar-
beitsstunden ausserhalb der normalen Arbeitszeit.

4.23 Die Überzeit wird primär durch Gleitzeit/Freizett oder sekundär durch Urlaub

kompensiert. Abweichende Regelungen sind im Anhang Zff . 5 bzw. im Arbeits-
zeitreg lement festgehalten.

4.24 Kein Anrecht auf eine Überzeitentschädigung oder Kompensation haben die

Kader sowie diejenigen, mii denen die Firma eine entsprechende Abmachung
getroflen hat. Die Regelung für Betriebskader ist im Anhang Ztff .6 festgehalten.

4.25 Für die Nachtarbeit bezahlt die Firma zum Brutto-Grundlohn Zuschläge gemäss

Anhang Ziff .7. Als Nachtarbeit gilt die Arbeit zwischen den im Anhang ZifI.7
festgelãgten Zeiten. Als Sonntagsarbeit gilt die Arbeit an Sonntagen und an

den von den Kantonen den Sonntagen gleichgestellten Feíerlagen'

4.26 Fur Schichtarbeit im Rahmen des behördlich bewilligten Schichtplanes werden

die im Anhang Ztff . B aufgeführten Zuschläge bezahlt.

4.3 Absenzen

4.31 Absenzen werden grundsätzlich pro vollen Arbeitstag mit 1/5 der von der Firma

festgelegte n Stu nd e nzahl p ro Woche a n g e rech net'

4.32 Für geschäftliche Absenzen wird der tatsächliche Zeitaufwand, bei ganztägigen

Absenzen höchstens die tägliche Normalarbeitszeit angerechnet.

Abwesenheiten wie Ausbildung usw. werden gemäss Ziff . 4.31geregelt.

4.33 Können Mitarbeitende ihren Arbeitsplatz nicht aufsuchen, so ha6en sie die Fir-

ma unverzilglich zu unterrichten.
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5. FERIEN, BEZAHLTE ABSENZEN. FEIERTAGE

5.1 Ferienanspruch

5.11 Alle Mitarbeitenden haben pro Kalenderjahr Anspruch auf bezahlte Ferien ge-

mäss Anhang Ziff .9.

5.12 Bei Ein- und Austritt im Kalenderjahr wird der Ferienanspruch anteilsmässig
ermittelt. Haben Mitarbeitende zuviel Ferien bezogen, so kürzt die Firma den
letzten Grundlohn entsprechend.

5.13 Anderl der Ferienanspruch gem. Ziff.5.11 im Verlaufe eines Kalenderjahres,
wird die neue Berechtigung pro rata ab Eintritt des neuen Anspruches gerech-
net.

5.14 Die auf einen Arbeitstag fallenden, den Sonntagen gleichgestellten Feiertage,
welche in der Ferienzeit liegen, gelten nicht als Ferientage.

5.2 Ferienzweck

Zweck der Ferien ist die Erholung. Verwenden sie Mitarbeitende zu Enruerbs-

zwecken, so entbindet dies clie Firma von der Pflicht, den entsprechenden Lohn

für die Ferienzeit zu entrichten.

5.3 Ferienzeitpunkt

5.31 Die Firma legt den Zeitpunkt der Ferien fest. Sie erstellt anfangs Jahr einen

Ferienplan und berucksichtigt hierbei die Wünsche der Mitarbeitenden, soweit

sie sich mit den betrieblichen und personellen Erfordernissen in Einklang brin-

gen lassen. Sie kann Betriebsferien anordnen. Anderungen im Verlaufe des

Jahres effordern die Tustimmung der Firma.

b.32 Es sind jährlich mindestens 2 Ferienwochen zusammenhängend zu beziehen.

5.33 Die Ferien mussen in der Regel bis spätestens Ende Januar des Folgejahres

bezogen werden. Die Firma hat das Recht, den Restbezug anzuordnen. Uber-

tragungen über den Januar des Folgejahres hinaus sind auch dann von der Be-

triebsleitung zu genehmigen, wenn es sich um Einzeltage handelt-

b.34 Solange das Anstellungsverhältnis besteht, dürJen sich die Mitarbeitenden ihren

Ferienanspruch nicht mit Geld und auch nicht mit sonstigen Vergünstigungen

abqelten lassen.
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5.4 Ferienreduktion

Verschuldete Abwesenheiten, auch kumulieft, von mehr als 1 Monat im Kalen-
derjahr und unverschuldete Abwesenheiten (Krankheit, Unfall, Militärdienst
usw.) von mehr als 2 Monaten (Schwangerschaft 3 Monate), haben eine Kür-
zung des Feríenanspruchs pro rata temporis zur Folge.

5.5 Ferienunterbruch

Kranl<heit oder Unfall unterbrechen die Ferien nur, wenn sie sofort der Firma
gemeldet und ärztlich nachgewiesen werden.

5.6 Bezahlte Absenzen

5.61 Die Mitarbeitenden haben, falls die en¡vähnten Ereignisse auf effektive Ar-
beitstage fallen, Anspruch auf folgende bezahlte Freitage:

- Eigene Heirat
- Hochzeit im Familienkreis
- Geburt eigener Kinder
- Tod des Elregatten, eigener Kinder, Eltern
- Tod der Schwiegereltern und Geschwister
- Tod weiterer Mitglieder der Familie
- Teilnahme an militärischer lnspektion
- Militärische Rekrutierunq

2Tage
1 Tag
l Tag
3 Tage
2Tage
1 Tag

mind. 1l2Tag
1 Tag

- Wohnungswechsel für Mitarbeitende mit eigenem Haushalt,
sofern ein ungekundigtes Arbeitsverhältnis vorliegt 1 Tag

5.62 Anträge auf Urlaub gemäss Ztff . 5.61 haben nach Möglichkeit frühzeitig zu er-
folgen.

5.63 Weitergehende Freitage können ausnahmsweise von der Firma durch Aufhe-
bung der jeweiligen Arbeitszeit ermöglicht werden.

5.7 Feierlaqe

5.71 Die den Sonntagen gleichgestellten Feiertage sind nicht zu kompensieren.

512 An Arbeitstagen vor Feiertagen gem. Ziff . 5.71 wird die Arbeitszeit um eine
Stunde reduziert (Ausnahme Schichtbetrieb).

5.73 Die Anzahl der Feierlage gem. Ztff. 5.71 richtet sich nach den Geselzen an

dem mit den Mitarbeitenden vertraglich fixierten Arbeitsort (Anhang Ziff .10).

5.74 Die den Sonntagen nicht gleichgestellten Feiertage sind zu kompensieren.

5.75 Die Feiertagsregelung wird jeweils bis spätestens Januar für das laufende Ka-
lenderjahr durch die Firma bekanntgegeben.
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6. ARBEITSUNFAHIGKEIT INFOLGE KRANKHEIT, UNFALL UND INVALIDITAT

6.1 Jede Arbeitsunfähigkeit ist der Firma unverzüglich zu melden.

6.2 Der Firma ist spätestens ab 3. Tag der Arbeitsunfähigkeit unaufgefordert ein
Arztzeugnis zu senden.

6.3 Bei Unfall, der zu Arbeitsunfähigkeit führen könnte, ist unverzuglich ein Arzt
beizuziehen.

6.4 ln allen Fällen steht dem Versicherer das Recht zu, auf seine Kosten die Be-
gutachtung durch einen Vefirauensarzt seiner Wahl zu verlangen.

6.5 Die Mitarbeitenden sind angehalten, sich auf eigene Kosten genligend für Arzt-
und Heilungskosten zu versichern. Die von der Firma zu diesem Zweck verein-
baften Rahmenvefträqe stehen ihnen für einen Anschluss offen,

6.6 Für den Lohnausfall U"¡ Krankheit besteht eine Krankentaggeldversicherung.
Zukünftige Prämienerhöhungen werden paritätisch finanzierl (Anhang Ztff . 11).

6.7 Bei Arbeitsunfähigkeit besteht in dem Umfange ein Leistungsanspruch, indem
die gesetzlich vorgeschriebenen und freiwilligen Sozialversicherungen (Ziff . 7)

diese anerkennen.

7. SOZIALVERSICHERUNGEN

7.1 Gesetzlich vorqeschriebene Sozialversicherungen

7.11 Als gesetzlich vorgeschriebene Sozialversicherungen fur Altersvorsorge, Tod,
lnvalidität, Unfall, Krankheit usw. gelten im Sinne dieser Anstellungsnormen
AHV, lV, EO, ALV sowie UVG (BU + NBU) und BVG usw.

7.12 Diese Sozialversicherungen sind für alle Mitarbeitenden im Rahmen der gesetz-
lichen Vorsch riften obligatorisch.

7.13 Die Firma und die Mitarbeitenden leisten im Rahmen der Gesetze, Verordnun-
gen und Vereinbarungen Prämienanteile an diese Sozialversicherungen.

7.14 Die Prämien gemäss UVG für die Berufsunfallversicherung bezahlt die Firma,
diejenigen für d ie N ichtberufsu nfallversicheru ng die Mitarbeitenden.

7.15 Die Leistungen der gesetzlich vorgeschriebenen Sozialversicherungen richten
sich nach den jeweils gültigen Gesetzen und Verordnungen, bzw. Vereinbarun-
gen und Reglementen.
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7.2 Freiwilliqe Sozialversicherungen

7.21 Die freiwilligen Sozialversicherungen ergänzen die gesetzlich vorgeschriebenen
gemäss Ztff .7.'11 mit weitergehenden Leistungen.

7.22 Der Beitritt in die Zusatzversicherungen ist freiwillig; er erlorded ein separates,
von den Mitarbeitenden und der Firma unterzeichnetes Aufnahmegesuch, das
vom Versicherungsgeber bzw. dem Bevollmächtigten ausdrücklich zu geneh-
migen ist. Der Anspruch auf die Leistungen der Zusatzversicherungen basiert
auf den entsprechenden Reglementen und der Zahlung der entsprechenden
Prämienanteile der Mitarbeitenden gemäss Ziff. 7.23.

7.23 Die Prämien für die Zusalzversicherungen werden gemäss gültigem Reglement
anteilig zwischen den Mitarbeitenden und der Firma aufgeteilt. Die sich hieraus
ergebenden Prämienanteile der Mitarbeitenden berechnen sich in der Regel
auf dem Grundlohn x 13 (vorbehalten bleibt eine andere, im Reglement festge-
legte Regelung) und werden mindestens fur ein Jahr im voraus bestimmt.

7.24 Für Mitarbeitende, die von der Möglichkeit der freiwilligen Zusatzversicherun-
gen gemäss Ziff. 7.22 Gebrauch machen können, sind zusätzliche Leistungen
im Alter (ZifÍ. 7.25 sowie bei Krankheit, Unfall, Tod und lnvalidität Ziff. 7.26)
vorgesehen. Für die präzisen Regelungen gelten die entsprechenden Regle-
mente (mit verschiedenen Leistungs-Varianten) sowie die genehmigten Auf-
nahmeanträge.

7.25 ltlitarbeitende und Firma können je nach Leistungsvariante durch Einzahlung
weiterer Prämienanteile ein zusätzliches Alterssparkapital äufnen, aus dem ei-
ne zusätzliche. versicherunqsmathematisch berechnete Altersrente bezahlt
wird.

7.26 ltlitarbeitende und Firma können mittels Einzahlung weiterer Prämienateile zu-
sätzliche Risikoversicherungen vereinbaren. Unter Einrechnung aller Leistun-
gen der gesetzlich vorgeschriebenen Sozialversicherungen (Witwen- und lnva-
lidenrente, Kranken- und Unfalltaggelder usw. gemäss Ziff. 7.11) kann die zu-
sätzliche Versicherung im Maximum z.B. die folgenden Leistungen sicherstel-
lon'

a) Tod:
Garantie einer lebenslänglichen Witwenrente von 60 % des letzten Netto-

Grundlohnes (gemäss Ziff .3.12 und 3.14), nach Ablauf der Lohnfortzahlung
(gemäss Ztff .3.18). Ausnahmen sind in Art. 15 des Komplementärkassen-
reglements geregelt.

b) Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit und Unfall:
Nach Ablauf cler Lohnfortzahlung (Dauer gemäss Anhang Ztff . 12): B0 % des

letzten Brutto-Grundlohnes (gemäss ZifI.3.12 und 3.14) bis zum Wiederer-
langen der Arbeitsfähigkeit, längstens aber 720 Tage innerhalb von 900 auf-

einanderJolgenden Tagen bei Krankheit (unter Berticksichtigung der Dauer
der Lohnfortzahlung gemäss Anhang Ziff . 12). Bei Unfall gelten nach Been-

digung der Lohnfodzahlung die SUVA-Bestimmungen'
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c) Arbeiisunfähigkeit infolge lnvalidität:
60 % des letãten Netio-Grundlohnes (gem. ZtÍf .3.12 und 3.14) ab 361. Tag

bis zur Erreichung des Pensionsalters sowie Übernahme der bestehenden
prämienanteile dér Mitarbeitenden zur Altersvorsorge (gemäss Ziff. 7.25)

sowie zur Absicherung im Todesfall.

7.27 \7.il den Leistungen aus den gesetzlich vorgeschriebenen und freiwilligen Sozi-

alversicherrng""n ist die Lohniortzahlungspflicht der Firma bei Krankheit, Unfall,

Tod, Invalidität, usw. abgegolten.

7.28 Uberversicherungen über dem vollen letzten Netto-Grundlohn (Lif|. 3.12 und

3.14) berechtigeñ di" Fir¡na zu entsprechenclen LeistungskÜrzungen der freiwil-

ligen Sozialversicherungen.

B. SCHWTtZTntSCUfR VltLtlARntrruSt UttlO ZTVILSCHUTZ

8.1 Obliqatorischer Militärdienst

g.1.,1 Wenn der obligatorische Militärdienst je Kalenderjahr 30 Mjlitärdiensttage nicht

überschreitet, 6ezahlt die Firrna den Mitarbeitenden den vollen Grundlohn aus.

g.12 Für die 30 obligatorische Militärdiensttage überschreitende Dauer haben die

Mitarbeitenden Ãnspruch auf Entschädigung gemäss Anhang Ziff ' 13'

B.i3 Für die militärische Weiterbildung ist die vorherige Absprache mit der Ge-

schäftsleitung in jedem Fall unerlässlich'

8.2 Freiwilliqer Militärdienst

Wollen Mitarbeitende fteiwilligen Militärdienst leisten, so ist die vorherige Zu-

stimmung der Firma notwendig'

8.3 Erwerbsersatz

Ersatzleistungen gemäss der Eidg' Erwerbsersatzordnung (EO) fallen der Fir-

ma zt), soferñ diese den Mitarbeilenden mindestens den entsprechenden Bei-

trag als Lohn ausrichtet.

8.4 Zivilschutz

Die oben erwähnten Bestimmungen Ziff.8.1 bis 8.3 gelten sinngemäss auchfür

Angehörige des Zivilschutzes.

8.5 Aktivdienst

Bei Einberufung zum aktiven Dienst behält sich die Firma eine besondere Re-

gelung vor.
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9. PRoBEZEIT. KÜNDIGUNG, BEENDIGUNG DESARBEITSVERHAITruISSTS

9.1 Probezeit. feste Anstellunq

9.11 Ohne anderslautende Abmachung er-folgt jede Anstellung mit einer Probezeit
von zwei Monaten; die Kündigungsfrist beträgt 7 Tage.

9.12 Das feste Anstellungsverhältnis erfolgt nach Ablauf der Probezeit.

Ohne spezielle Vereinbarung ist das Anstellungsverhältnis auf unbestimmte
Zeit abgeschlossen.

9.2 Kündiqunqsfrist

9.21 Ohne anderslautende Abmachungen gelten die folgenden Kundigungsfristen:

- im 1. Dienstjahr 1 Monat

- im 2. bis g. Dienstjahr 2 Monate

- ab 10. Dienstjahr 3 Monate

Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist.

9.22 Für Kader gelten die im individuellen Anstellungsvertrag fixierten längeren Kün-
digungsfristen, die der eingenommenen Stellung und Veraniwortung entspre-
chen.

9.23 Vorbehalten bleibt in allen Fällen die Entlassung aus wichtigen Gründen im
Sinne des Ar1. 337 des Obligationenrechts. Als solche gelten auch die Fälle, in

denen Mitarbeitende ihre Sorgfalts- und Treuepflicht durch einen Verstoss ge-
gen die Ziff .2.'1 bis 2.8 fahrlässig verletzen.

9.24 lsl eine Mitarbeiterkommission institutionalisierl, so höd die Firma bei Kundi-
gungen, die sie ausspricht, den Präsidenten oder Vizepräsidenten dieser
Kommission an.

9.3 Sperdristen der Kündiqunq

9.31 Für die Klindigung zur Unzeit gelten die im OR, Art. 336c genannten Fristen,
Als Kündigung zur Unzeit werden folgende Fälle betrachtet:

a) Während obligatorischen schweizerischen Militär-, Zivilschutz- und Rot-

l<reuzdienst der Mitarbeitenden und, sofern die Dienstleistung länger als

zwölf Tage daueft, vier Wochen vorher und nachher.
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b) Während die Mitarbeiten'den ohne eigenes Verschulden durch Kranklreit
oder durch Unfall ganz oder teilweise an der Arbeitsleistung verhindert sind,
und zwar im ersten Dienstjahr während 30 Tagen, ab 2. bÌs und mit 5.
Dienstjahr während 90 Tagen und ab 6. Dienstjahr während '180 Tagen.

c) Während der Schwangerschaft und in den '16 Wochen nach der Niederkunft.

d) Während die Mitarbeitenden mit Zustimmung der Firma an einer von der zu-
ständigen Bundesbehörde angeordneten Dienstleistung für eine Hilfsaktion
im Ausland teilnehmen.

9.32 Die Mitarbeitenden dürfen der Firma das Arbeitsverhältnis nicht kündigen, wenn
ihr Vorgeselzler unter den in Ztff.9.31 erwähnten Voraussetzungen an der
Ausübung der Tätigkeit verhinded ist und Mitarbeitende dessen Tätigkeit wäh-
rend der Verhinderung zu übe¡,nehmen haben.

9.33 Diese Regelungen gelten beidseitig nach Ablauf der vereinbarten Probezeit.

9.4 Beendiqung des Arbeitsverhältnisses

9.41 Das Arbeitsverhältnis von Mitarbeitern endigt mit dem Monat, in welchem sie
das 65. Altersjahr vollenden. Bei Mitarbeiterinnen endigt das Arbeitsverhältnis
mit dem Monat, in welchem sie das 63. Altersjahr (für Jahrgänge 1939-41) bzw.
das 64. Altersjahr (für Jahrgänge 1942 und jünger) vollenden.

9 .42 lm gegenseitigen Einverständ nis kan n das Arbeitsverhältnis verlänge11 werden.

9.43 Eine vorzeitige Pensionierung ist in gegenseitigem Einvernehmen möglich. Die
Leistungen der Sozialversicherungen reduzieren sich entsprechend und werden
im Einzelfall festgelegt.

10. MITARBEITERKOMMISSION

Die Mitarbeitenden bestellen einen oder mehrere Mitarbeitende als ihre Veftre-
ter, welche als Mitarbeiterkommission bezeichnet werden. Diese bringt ihre An-
regungen und Wünsche über die Gestaltung des Arbeitsverhältnisses vor und
verlritt die allgemeinen Interéssen der Mitarbeitenden gegenuber der Firma.

Die Mitarbeiterkommission wird von der GL über wichiige Entwicklungen infor-
miert und in wichtigen Fragen angehöft, vor allem in Fragen der Arbeitssicher-
heit, bei Entlassungen infolge Umstrukturierungen und bei Unternehmungszu-
sammenschlüssen.
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III. PFLICHTEN DER VERTRAGSPARTEIEN UNTER SICH

11. VERTRAGSGEMEINSCHAFT

11.1 Die vertragsschliessenden Parleien verpflichten sich zur Zusammenarbeit und
zur gegenseitigen Unterstützung in allen wiftschaftlichen Fragen, die ihr Ge-
werbe berühren und in ihrem gemeinsamen Berufsinteresse liegen.

11.2 lm gegenseitigen Einverständnis sollen insbesondere alle Massnahmen zur
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs und der Preisschleuderei angewen-
det werden.

12. GEMEINSAME DURCHFÜHRUNG

12.1 Die vertragsschliessenden Pafteien vereinbaren im Sinne von Art. 357b des
Obligationenrechtes, dass ihnen gemeinsam ein Anspruch auf Einhaltung des
Gesamtarbeitsvertrages gegenüber den beteiligten Firmen und Mitarbeitenden
zusteht.

12.2 Auf das Verhältnis der vedragsschliessenden Pafieien unter sich sind die Be-
stimmungen des Obligationenrechtes über die einfache Gesellschaft sinnge-
mäss anwendbar.

,I3. PARITATISCHE BERUFSKOMMISSION

13.1 Die vertragsschliessenden Parteien können eine Paritätische Berufskommíssi-
on bestellen. Diese besteht aus je drei Vertretern des Arbeitgeberverbandes
und der Arbeitnehmerverbände. Sie konstituiert sich selbst und fasst ihre Be-
schlüsse mit absolutem Mehr der vertretenen Stimmen.

13.2 Die Paritätische Berufskommission führt Kontrollen über die Einhaltung dieses
Vertrages durch. Stellt sie fest, dass den Mitarbeitenden verlraglich geschulde-
te Leistungen nicht erfüllt worden sind, so hat sie die Firma aufzufordern, diese
sofort nachzuzahlen oder nachzugewähren.

13.3 Die Paritätische Berufskommission ist befugt, Konventionalstrafen gemäss
Ziff .14 auszufällen und sie, allenfalls auf gerichtlichem Wege, einzuziehen.

14. KONVENTIONALSTRAFEN

14.1 Besteht eine Widerhandlung gegen
cher Leistungen, so wird der Firma
schuldeten Betrages auferlegt.

diesen Vertrag in der Nichterlüllung geldli-
eine Konventionalstrafe von 50 % des ge-
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14.2 Milarbeitende, die gegen das Verbot der Schwarzarbeit (Ziff .2.21) verstossen,
werden mit einer Konventionalstrafe belegt, deren Höhe von der Paritätischen
Berufskommission nach dem Verschulden und dem Umfang der ausgeführten
Schwarzarbeit zu bemessen ist, jedoch im Einzelfall Fr. 600.-- nicht uberschrei-
ten darJ. Diese Konventionalstrafe wird auch der am Vedrag beteiligten Firma
auferlegt, wenn sie Schwarzarbeit ausführen lässt oder diese in irgendwelcher
Fornr begünstigt.

14.3 Die Konventionalstrafen sind von der Paritätischen Berufskommission zur De-
ckung der Kosten des Vertragsvollzuges zu verwenden.

.15. SCHLICHTUNG VON STREITIGKEITEN

Entstehen in einem Betrieb oder zwischen den veftragsschliessenden Parteien' 
Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung oder Auslegungen dieses
Verlrages, so ist zur deren Schlichtung folgendes Verfahren anzuwenden:

a) ln erster Linie sollen Meinungsverschiedenheiten im Betrieb selbst behandelt
und zu lösen versucht werden; wo eine Mitarbeiterkommission besteht, zwi-
schen ihr und der Geschäftsleitunq.

l. \ l ;i^^+ -;^Lu,/ Lc,ùrL -,,,-,, die Angelegenh,eit im Jutri"¡ selbst nicht ordnen oder betrifft die
Meinungsverschiedenheit,Fragen, die uber den Rahmen des einzelnen Be-
triebes hinausgehen, so ist sie der Paritätischen Berufskommission zu un-
terbreiten.

c) Er-folgt in der Paritätischen Berufskommission keine Einigung, so kann jede
der veñragsschliessenden Parleien die Angelegenheit zum endgültigen Ent-
scheid vor das Schiedsqericht brinoen.

16. SCHIEDSGERICHT

16.1 lnnerhalb von 14 Tagen nach Anrufen bestellen die vertragsschliessenden Par-
teien ein Schiedsgericht.

16.2 Die verlragsschliessenden Parteien bestimmen den Obmann des Schiedsge-
richtes.

16.3 Die Veftragsparteien bestimmen je einen Vertreter für das Schiedsgericht. Die
Nominationen sind dem Obmann sofotl zu melden.

16.4 Das Schiedsgericht tagt an dem vom Obmann bezeichneten Ort. Der Obmann
bestimmt das Ver-fahren, das einfach und rasch sein soll. Über die Tragung der
Kosten des Schiedsgerichtsverfahrens befindet das Schiedsgericht.

16.5 Die Entscheide des Schiedsgerichtes sind verbindlich und endgültig; sie kön-
nen mit ordentlichen Rechtsmitteln nicht angefochten werden.
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17. FRIEDENSPFLICHT

17.1 Während der Vertragsdauer gilt hinsichtlich der durch diesen Verlrag geregel-
ten Arbeitsverhältnisse die relative Friedenspflicht (Ar1. 357 Abs. 2 OR). lnsbe-
sondere verpflichtet sich jeder vedragsschliessende Verband, selber keine Stö-
rungen anzuregen oder zu unterstützen, sondern alle geeigneten Vorkehrunge-
nen zu treffen, damit solche Störungen unterbleiben.

17.2 Als Störungen gelten namentlich kollektive Arbeitsniederlegungen, kollektive
Kundigungen mit Sperre, Verrufserklärungen, schwarze Listen, Boykott und
ähnliche Massregelungen.

IV. VERTRAGSDAUER

18. VERTRAGSDAUER

18.1 Der vorliegende GAV tritt am 1. Januar 2007 in
2008.

18.2 Wird der Vertrag nicht von einer Vertragspartei
digt, gilt er jeweils für ein weiteres Jahr.

Kraft und dauerl bis 31 . ltAärz

drei Monate vor Ablauf gekun-

ANHANG

Integrierender Bestandteil dieses Vedrages ist Anhang Nr. 1, der für die Zeit vom
1. Januar 2007 bis 31 . März 2008 gilt.

Zürich, St. Margrethen, 29. Januar 2007
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